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[1.1] Der Anwendungsbereich der textlichen Festsetzungen ist durch den zeichnerisch dargestellten Geltungsbereich 
festgesetzt. Die Größe des räumlichen Geltungsbereiches beträgt 17.267,7 Quadratmeter. 

2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO]

TEIL B  PLANZEICHNUNG UND TEXTFESTSETZUNGEN

3 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG  [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m §§ 16 - 21a BauNVO]

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  [§ 9 Abs. 7 BauGB][1.2]

1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH [§ 9 Abs. 8 BauGB] .

A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN [§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m BauNVO]   

[2.1] Die Art der baulichen Nutzung wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. m. § 4 BauNVO als "Allgemeines Wohnge-
biet [WA]" festgesetzt.

Allgemeines Wohngebiet [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO][2.2]

[3.1] Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO wird das Maß der baulichen Nutzung durch Fest-
setzung der Höhe baulicher Anlagen bestimmt. 

[3.1.1] Die Traufhöhe (TH) der Hauptgebäude darf maximal 6,00 Meter betragen.
Die Traufhöhe wird als Abstand von Schnittpunkt Außenwand mit der Geländeoberfläche (Höhe OK Fertigfußbo-
den) an der Talseite des Gebäudes bis Oberkante Dachhaut des Firstes.

[3.1.2] Die Firsthöhe (FH) der Hauptgebäude darf maximal 9,50 Meter betragen.
Die Firsthöhe wird als Abstand von Schnittpunkt Außenwand mit der Geländeoberfläche (Höhe OK Fertigfußbo-
den) an der Talseite des Gebäudes bis Oberkante Dachhaut bestimmt.

[3.1.3] Die Höhe der Oberkante des Erdgeschossfußbodens bzw. des Garagenfußbodens wird durch die Gemeindever-
waltung festgelegt.

WA

[2.3] Die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Nutzungen sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. 
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[3.2] Es sind maximal 2 Vollgeschosse zulässig.

[3.3] Eine Grundflächenzahl von 0,4 bestimmt das Maß der baulichen Nutzung.



5 VERKEHRSFLÄCHEN SO WIE VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIM MUNG
[§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB]

[5.1] Die Verkehrsflächen werden als öffentliche Straßenverkehrsflächen festgesetzt.

[9.1] Zum allgemeinen Schutz wildlebender Tiere, insbesondere von Vögeln, ist es nicht zulässig, Bäume, die außer-
halb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende 
Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, auf den 
Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zu-
wachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen.

[9.2] Für die private Außenbeleuchtung sind „insektenschonende“ Leuchtmittel mit geringem UV-Anteil zu verwenden. 
Es sind Leuchtmitteln mit einem Licht-Farbspektrum unterhalb von 3.000 Kelvin (warmes Weißlicht - 2.700 bis 
3.000 Kelvin) oder gelbes bzw. bernsteinfarbiges Licht (ca. 1.800 Kelvin) zu verwenden. Beleuchtungseinrichtun-
gen sind so zu installieren, dass der Fernwirkungseffekt möglichst gering bleibt.

[9.3] Flächenbefestigungen, insbesondere von Wegen, Zufahrten, Stellplätzen und Lagerflächen, sind in wasserdurchläs-
siger Bauweise (z.B. Rasengittersteine, Natur-oder Belonsteinpflaster, wassergebundene Decken etc.) herzustellen, 
wo dies aus wasserwirtschaftlicher Sicht gefordert oder erlaubt ist. Flächenbefestigungen mit Asphalt und Beton 
sind unzulässig. Von den vorstehenden Regelungen sind öffentliche Verkehrsflächen grundsätzlich ausgenommen.

9 FLÄCHEN ODER MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ENTWICKLUNG VON
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT [§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB]

öffentliche Straßenverkehrsfläche[5.2]

6 FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB]

[6.1] Ver- und Entsorgungsleitungen sind in unterirdischer Bauweise auszuführen. Eine oberirdische Führung von Versor-
gungsleitungen ist unzulässig.

4. BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN [§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB]

[4.1] Es sind Einzel- und Doppelhäuser in offener Bauweise (o) zulässig.

[4.2] Die überbaubare Grundstücksfläche wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 1 BauNVO durch Bau-
grenzen festgesetzt.

Baugrenze [§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB][4.3]

überbaubare Grundstücksfläche

[5.3] Die Verkehrsflächen werden als öffentliche Verkehrslächen besonderer Zweckbestimmung festgesetzt.

öffentliche öffentliche Straßenverkehrsfläche
hier: landwirtschaftlicher Weg/Wirtschaftsweg

[5.4]

7 LUFTVERUNREINIGENDE STOFFE [§ 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB]

[7.1] Mit Erdöl oder Kohlen betriebene Wärmeerzeugungsanlagen sowie anzeigepflichtige Heizöllagerungen sind für den 
gesamten räumlichen Geltungsbereich nicht zulässig.

8 VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UM WELTEINWIRKUNGEN 
[§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB]

[8.1] Im Allgemeinen Wohngebiet sind aufgrund der Lärmimmissionen, insbesondere hervor­gerufen durch den motori-
sierten Vekehr, in Räumen, die dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkeh-
rungen zum Lärmschutz zu treffen. Fenster von Wohn- und Schlafräumen müssen an den zur Straße ausgerichte-
ten Wänden mindestens der Schallschutzklasse 2 (bewertetes Schalldämm-Maß = R'w = 30 - 34 dB(A)) entsprechen. 



10 SONSTIGE PLANZEICHEN

Bemaßung

12

Flurstücksgrenze Flurstücksbzeichnung

[10.3]

27
2

Flurbegrenzung

45
3
50

[10.4] Gebäude; inkl. Hausnummer

[10.5]
10,00

[10.1] [10.2]

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich innerhalb der qualitativen Schutzzone IV und innerhalb 
der quantitativen Schutzzone D des amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich 
anerkannte Heilquelle „Bohrung Westuffeln I" der Johanniter Quelle H. und E. Kropf, Verwaltungs- 
und Beteiligungsgesellschaft Kassel.

IV
[10.6]

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 HBO]

11 ÄUßERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO]

[11.1] Die Dachform und Dachneigung von Doppelhäusern ist aufeinander abzustimmmen.

[11.2] Die Verwendung von reflektierenden Materialien zur Dacheindeckung ist unzulässig. Anlagen zur Nutzung solarer 
Strahlungsenergie sind allgemein zulässig. Die Anlagen sind so auszurichten, dass die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs der Bundesstraße B7 nicht beeinträchtigt wird.

12 GESTALTUNG UND BEGRÜNUNG VON BAULICHEN ANLAGEN UND GRUNDSTÜCKSFREIFLÄ-
CHEN [§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO]

[12.1] Flach- und Pultdächer von Hauptgebäuden mit einer Dachneigung < 15° sind extensiv zu begrünen und dauerhaft 
zu pflegen (Mindestaufbau von 6 Zentimeter durchwurzelungsfähigem Substrat). Ausgenommen hiervon sind 
Flachdächer, die als Terrassen dienen sowie notwendige Flächen für technische Anlagen oder Anlagen zur Nut-
zung regenerativer Energiequellen, sofern dies technisch erforderlich ist.

[12.2] In dem Baugebiet sind mindestens 40 Prozent der nicht überbaubaren Grundstücksflächen als Grünflächen anzu-
legen und zu unterhalten. An Eckgrundstücken darf der Bewuchs an den zur Verkehrsfläche orientierten Seiten 
nicht höher als 0,75 Meter sein.

[12.3] Vorgärten (= Gartenflächen zwischen der erschließenden Verkehrsanlage und straßenseitiger Fassade) sind -mit 
Ausnahme von erforderlichen Hauszugängen, Stellplätzen und Zufahrten- zu begrünen und gärtnerisch anzulegen.

[9.4] Der auf befestigten Flächen von privaten Grundstücken anfallende, nicht schädlich verunreinigte Niederschlag ist 
wenigstens anteilig zu 20 Prozent in Retentionskörpern, bevorzugt Zisternen, zwischenzuspeichern und zur Grund-
stücksbewässerung zu nutzen. Der/ die Bauwil lige hat hierüber im Bau-/Entwässerungsantrag einen prüfbaren 
Nachweis zu führen.

[9.6] Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind mit einem 2,00 
Meter breiten Gehölzstreifen mit standortgerechten Strauch- und Laubgehölzen zu bepflanzen. Unterbrechungen 
für Zugänge sind zulässig.

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft;
Private Grünfläche; hier: 2,00 Meter breiter Gehölzstreifen 

[9.5]

[10.7] Nutzungsschablone

Traufhöhe
Bauweise

[o = offen; E = Einzelhaus, D = Doppelhaus]

Grundflächenzahl
Firshöhe

Art der baulichen Nutzung
Anzahl der Vollgeschosse



TEIL C  NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE  [§ 9 Abs. 6 BauGB]

KAMPFMITTEL
Werden bei Bodeneingriffen kampfmittelverdächtige Gegenstände gefunden, so sind die Arbeiten in diesen Be-
reichen sofort zu unterbrechen und der Kampfmittelräumungsdienst des Landes Hessen unverzüglich zwecks 
Festlegung der weiteren Vorgehensweise einzuschalten.

DENKMALSCHUTZ
Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fund-
gegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unver-
züglich dem Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu mel-
den. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Ent-
scheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

ALTLASTEN- ODER ALTLASTENVERDACHTSFÄLLE
Werden bei Bodeneingriffen farbliche oder geruchliche Auffälligkeiten festgestellt, so sind die Arbeiten in diesen 
Bereichen zu unterbrechen und das Regierungspräsidium Kassel zwecks Festlegung der weiteren Vorgehenswei-
se einzuschalten.

VERWERTUNG VON BODENAUSHUB
Bei der Verwertung des im Rahmen der Bauarbeiten anfallenden Erdaushubs sind die Randbedingungen der "Hand-
lungsempfehlung zur rechtlichen Beurteilung von Aufschüttungen und bei Auf- und Einbringen von Bodenmaterial 
auf Böden" vom 27.10.2015 (StAnz. Nr. 46/2015, S. 1150) zu beachten. 

W ASSERGEFÄHRDENDE STOFFE
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die Bestimmungen der§ 62 W HG und der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten. Lageranlagen sind nach § 62 W HG 
i. V. m. § 40 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) dem FD Was-
ser- und Bodenschutz des Landkreises Kassel anzuzeigen. Die Installation einer Erdwärmesonde ist gem. § 8 
WHG erlaubnispflichtig. Der Erlaubnisantrag ist rechtzeitig vor Baubeginn dem FD Wasser- und Bodenschutz beim 
Landkreis Kassel vorzulegen. In festgesetzten Schutzgebieten gelten besondere Verbote und Einschränkungen für 
den Betrieb von Erdwärmesonden, die im Einzelfall mit dem FD Wasser- und Bodenschutz abzuklären sind.

LÄRM- UND IM MISSIONSSCHUTZ
Auf die geltenden Bestimmungen zum Lärm- und Immissionsschutz wird im Hinblick auf die Beurteilung von Bau-
vorhaben hingewiesen.

GRUNDW ASSERSCHUTZ
Auf die geltenden Bestimmungen zum Grundwasserschutz wird im Hinblick auf die Beurteilung von Bauvorhaben 
hingewiesen. 

STRAßENBAULASTTRÄGER
Aufgrund eventueller Emissionen der Bundesstraßse B 7 können weder gegen den Straßenbaulastträger noch gegen die 
Gemeinde Calden als Trägerin der Planungshoheit Ansprüuche geltend gemacht werden. Kosten oder anteilige Kosten 
für Schutzmaßnahmen werden ebenfalls nicht übernommen.

[12.4] Je angefangene 300 Quadratmeter Grundstüucksfläache ist zusäatzlich mindestens ein weiterer standortgerech-
ter Laub- oder Obstbaum mit einem Mindeststammumfang von 12-14 Zentimeter, gemessen in 1,00 Meter Höhe, 
zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 

[12.5] Die Anlage befestigter Flächen in Form von Steinbeeten und Steingärten ist unzulässig. 

[12.6] In der Gestaltung und Nutzung der Freiflächen ist die natürliche Versickerung von Oberflächenwasser (Regenwas-
ser) vorzusehen. 

[12.7] Es sind ausschließlich heimische und standortgerechte Gehölze, Stauden und Kräuter zulässig. Die Pflanzung 
von Nadelgehölzen ist unzulässig. Folgende Arten werden vorgeschlagen:

BÄUME
Spitz-Ahorn - Acer platanoides
Birke - Betula pendula

Traubeneiche - Quercus petraea
Stieleiche - Quercus robur

STRÄUCHER | HECKEN
Roter Hartriegel - Cornus sanguinea
Feldahorn - Acer campestre 
Hasel - Corylus avellana
Weißdorn - Crateagus monogyna

Ginster - Cytisus scoparius
Rote Heckenkirsche - Lonicera xylosteum
Vogelkirsche - Prunus avium
Pfaffenhütchen - Euonymus europaeus

Hainbuche - Carpinus betulus
Buche - Fagus silvatica

Faulbaum - Frangula alnus
Roter Holunder - Sambucus racemosa
Eberesche - sorbus aucuparia
Hundsrose - Rosa canina



Öffentlich bekannt gemacht:                10. 07. 2020  
1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS [§ 2 BauGB]:             12. 12. 2019

AUFSTELLUNGS- UND GENEHMIGUNGSVERMERK
Aufgestellt nach dem Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Planzeichen-
verordnung (PlanZV) sowie § 91 der Hessischen Bauordnung (HBO) jeweils in der zum Zeitpunkt der Offenlegung gültigen 
Fassung 

2. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT [§ 3 (2) BauGB]
Öffentlich bekannt gemacht:            10. 07. 2020  
Einsichtnahmemöglichkeit:       vom: 20. 07. 2020 bis einschl. 21. 08. 2020

3. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN [§ 4 (2) BauGB]
Mit Schreiben vom:             15. 07. 2020  

...................................................................................................
(Unterschrift)
Der Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

11. AUSFERTIGUNGSVERMERK
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Gemeindevertretung 
übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

...................................................................................................
(Unterschrift)
Der Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

4. ERNEUTE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT [§ 4a (3) i.V.m. § 3 (2) BauGB]
Öffentlich bekannt gemacht:            20. 11. 2020  
Einsichtnahmemöglichkeit:       vom: 30.11. 2020 bis einschl. 23. 12. 2020

5. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN [§ 4a (3) i.V.m. § 4 (2) BauGB]
Mit Schreiben vom:             20. 11. 2020  

6. ERNEUTE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT [§ 4a (3) i.V.m. § 3 (2) BauGB]
Öffentlich bekannt gemacht:            20. 11. 2020  
Einsichtnahmemöglichkeit:       vom: 30.11. 2020 bis einschl. 23. 12. 2020

7. ERNEUTE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN [§ 4a (3) i.V.m. § 4 (2) BauGB]
Mit Schreiben vom:             20. 11. 2020  

9. SATZUNGSBESCHLUSS
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 12. 11. 2020 den Bebauungsplan Nr. 6
"Teichfeld", Ortsteil Westuffeln gem. § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Der Satzungsbeschluss sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan mit Begründung nach § 10 (4) BauGB einge-
sehen werden kann, ist am  12. 11. 2020  ortsüblich bekannt gemacht worden. Mit der Bekanntmachung ist der Be-
bauungsplan Nr. 6 "Teichfeld" wirksam geworden.
Hinweis zur Bekanntmachung 
Gem. § 215 (2) BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 (1) S. 1 Nr. 1 - 3 BauGB beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver­hältnis des Bebauungs- und des Flächennutzungsplans und 
nach § 214 (3) S. 2 BauGB be­achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs gem.§ 215 (1) BauGB unbeachtlich wer-
den, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeide Calden 
unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 (2a) BauGB beachtlich sind.

10. INKRAFTSETZUNG

...................................................................................................
(Unterschrift)
Der Bürgermeister

(Ort, Datum, Siegelabdruck)

8. PRÜFUNG DER ANREGUNGEN
Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Anregungen und Bedenken sowie die Stel-
lungnahmen der Träger öffentlicher Belange am 14.07.2021 geprüft.



BEGRÜNDUNG  [gem. § 9 Abs. 8 BauGB]  

zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Teichfeld“, OT Westuffeln  

Gemeinde Calden  

 

 

    - 30.09.2021 - 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

KURZFASSUNG  

Die Gemeinde Calden beabsichtigt mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes 

den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rechnung zu tragen, indem die wohnbauliche Sied-

lungsentwicklung unter Wahrung kommunaler und öffentlicher Interessen gefördert wird. Zur 

Umsetzung der Entwicklungsabsichten ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich, 

da die aus dem Planungsziel abzuleitende Nutzung keine Privilegierung  besitzt und die Bau-

landbereitstellung ausschließlich auf Grundlage des § 30 BauGB erfolgen kann. 

Zur Sicherung der verkehrlichen Erschließung ist der Ausbau der vorhandenen Erschließungs-

anlage erforderlich. Eine Erweiterung der technischen Erschließung ist in der öffentlichen Stra-

ßenverkehrsfläche vorzusehen. Die Infrastruktureinrichtungen weisen ausreichend Kapazitä-

ten für die Ausweisung eines neuen Baugebietes in diesem Umfang auf.  

Bei Bebauungsplänen gem. § 13b BauGB gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 

Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinn des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planeri-

schen Entscheidung als erfolgt oder zulässig (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB).  

Durch Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen können erhebliche Beeinträchtigungen 

der jeweiligen Schutzgüter ausgeschlossen werden. Es ergeben sich keine erheblichen, nach-

teiligen Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes.  

Durch die Siedlungserweiterung sind ebenso keine nachteiligen sozialen Auswirkungen zu er-

warten. Die bestehende Ortsstruktur wird durch den Bebauungsplan in Form einer Einfamilien- 

und Doppelhausbebauung ergänzt. Durch die textlichen Festsetzungen ist eine ortstypische 

Bauweise gesichert.  
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VORBEMERKUNGEN  

Den Kommunen muss gemäß Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz das Recht gewährl eistet sein, alle 

Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-

tung zu regeln. Dieser Selbstverwaltungshoheit der Kommune unterliegt auch die Aufstellung 

und Änderung von Bauleitplänen (Flächennutzungspläne, Bebauung spläne) gemäß § 2 Abs. 1 

BauGB. 

Ziel der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baulichen und sonstigen Nut-

zungen auf den Grundstücken einer Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches, der 

Baunutzungsverordnung sowie der Landesgesetze.   

Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das 

beschleunigte Verfahren gem. § 13b i.V.m. § 13a BauGB aufgestellt werden. § 13a BauGB er-

mächtigt die Kommunen einen Bebauungsplan in einem beschleunigten Verfahren entspre-

chend den Vorschriften des § 13 Absatz 2 und 3 Satz 1 1 BauGB aufzustellen.  

Bei der Anwendung eines beschleunigten bzw. eines vereinfachten Verfahrens erfolgt die Auf-

stellung bzw. Änderung eines Bauleitplanes in der Regel in einem Verfahrensschritt. Das be-

deutet, dass bei einem beschleunigten Verfahren von der frühzeitigen Unterrichtung und Er-

örterung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB und der Behörden nach § 4 Absatz 1 

BauGB abgesehen werden kann 2. Zusätzlich kann nach § 13 Absatz 3 BauGB von einer Umwelt-

prüfung und einem Umweltbericht, von der Angabe, welche Arten umwelt bezogener Informa-

tionen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung abgesehen werden. Ein 

Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, kann auch 

aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; sofern die ge-

ordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebiets nicht beeinträchtigt wird.  

Die konkreten Verfahrensschritte sind auf der Planzeichnung in der Verfahrensleiste darge-

stellt. Der Stand des Verfahrens ist dort abzulesen. Die Aufste llung des Bauleitplanes erfolgt 

im Wesentlichen auf Grundlage des Baugesetzbuches, der Baunutzungsverordnung, der Plan-

zeichenverordnung, der Bauordnung des Landes Hessen und der Hessische Gemeindeordnung 

in ihrer aktuellen Fassung. 

Fachbereich III 

Calden, den 30. September 2021

 
1 §  13 (2) BauGB Im vereinfachten Verfahren  kann  

1.  von  der frühzeit igen  Unterrich tung und Erör terung nach  §  3 Absatz  1 und § 4 Absatz  1 abgesehen werden ,  

2.  der betroff enen  Öffentl ichkeit  Gelegenhei t  zur  Stel lungnahme innerhalb angemessener  Fris t  gegeben oder  wah lweise die 

Auslegung nach § 3 Absatz  2 durchgeführ t werden ,  

3.den berührten Behörden und sons tigen Trägern öff entl icher Belange Gelegenhei t zu r Stellungnahme innerh alb angemessener  

Fr ist  gegeben oder  wahlweise die Beteiligung nach  § 4 Absatz 2 durchgeführ t werden .  

 
2 Wird nach Satz  1 Nummer 2 die betroff ene Öffentl ichkei t beteil igt ,  gil t  die Hinweispf lich t des  §  3 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz  2  

entsprechend.  
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1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

 Planungsanlass und Planerfordernis 

Die Gemeinde Calden hat in den gemeindlichen Ortsteilen erhebliche Anstrengungen im In-

nen- und Außenbereich unternommen, um die Nachfrage an Wohnbauflächen zu decken. 

Trotz der Nutzung vorhandener Flächenpotentiale besteht eine erhöhte Nachfrage nach 

Wohnbauflächen zur Bildung des privaten Eigentums und Schaffung neuen Wohnraums . Die 

Gemeinde Calden beabsichtigt mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes daher 

den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rechnung zu tragen, indem die wohnbauliche Sied-

lungserweiterung unter Wahrung kommunaler und öffentlicher Interessen gefördert wird. 

Hierbei sollen die bestehenden Strukturen aufgegriffen und geringfügig ergänzt werden.  

Die Notwendigkeit der Planaufstellung wird durch den Bedarf an Wohnbauflächen zur Sied-

lungserweiterung im Zusammenhang mit der Sicherung der städtebaulichen Ordnung unter 

Wahrung kommunaler und öffentlicher Interessen begründet. Nach § 1 BauGB sind Bauleit-

pläne lediglich dann aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwickl ung 

und Ordnung erforderlich ist. Durch die kleinteilige Erweiterung der Siedlungsfläche in direk-

tem Anschluss an bestehende Wohngebäude erfüllt das Vorhaben explizit den Zweck des § 

13b BauGB zur kurzfristigen Bereitstellung dringlich benötigter Wohnbaufl ächen. 

 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6 „Teichfeld“ befindet sich im Orts-

teil Westuffeln.  

 

Abbildung 1  

Übersichtsplan zum räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6. „Teichfeld“ 
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Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6 „Teichfeld“ umfasst die Grundstü-

cke mit der Bezeichnung Gemarkung Westuffeln, Flur 22, Flurstücke 44, 45, 46 und das Teil-

grundstück der vorhandenen Wegeparzelle 66/6 (tlw.). Die genaue Lage, Größe und Abgren-

zung des räumlichen Geltungsbereiches ist dem Planteil zum Bebauungsplan zu entnehmen. 

 

Abbildung 2  

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6. „Teichfeld“ 
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2 Ausgangssituation 

Gemäß § 2 Abs. 3 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange, die für die 

Abwägung von Bedeutung sind, zu ermitteln. Daher ist eine Darstellung der Inhalte der Be-

standsaufnahme in der Begründung zwingend erforderlich. In diesem Kapitel werden die Rah-

menbedingungen beschrieben.  

 Darstellung in übergeordneten Planungen 

 Regionalplan Nordhessen 2009  

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume sind durch Raumord-

nungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsa-

mer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 3 Hierfür hat die 

oberste Landesplanungsbehörde auf Grundlage von § 4 HLPG den Regionalplan Nordhessen 

2009 beschlossen.  

Bauleipläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Dab ei 

unterscheidet das Raumordnungsgesetz in § 3 Abs. 1 ROG zwei verschiedene Arten von Fest-

legungen.  

Grundsätze der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 

Die Beurteilung der Grundsatzfestlegungen umfasst gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG all-

gemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als Vorgaben 

für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. Die Grundsätze der 

Raumordnung sind in sogenannten „Vorbehaltsgebieten“ planzeichnerisch festgelegt. 

Ein „Vorbehaltsgebiet“ ist ein Gebiet, welches bestimmten raumbedeutsamen Funktio-

nen oder Nutzungen vorbehalten bleiben soll, dem bei der Abwägung mit konkurrie-

renden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonderes Gewicht beizumes-

sen ist. 

Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG 

Zielfestlegungen sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von 

räumlich und sachlich bestimmbaren, vom Träger des Landes- oder der Regionalpla-

nung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegung in Raum-

ordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes. Ziele der 

 
3 § 1 Aufgabe und Leitvorstellung der  Raumordnung  

Der  Gesamtraum der  Bundesrepubl ik Deuts chland und seine Teilräume s ind durch  Raumordnungspläne, durch  raumordneris che 

Zusammenarbei t  und durch  Abs timmung raumbedeutsamer  Planungen und Maßnahmen zu  entwickeln,  zu ordnen und zu  sichern.  

Dabei  sind unters ch iedl iche Anforderungen an  den Raum aufeinander abzustimmen und die auf  der j eweiligen  Planungsebene  

auf tretenden Konfl ikte auszugleichen , Vorsorge fü r einzelne Nutzungen und Funktionen  des  Raums zu treff en . Lei tvor s tel lung bei  

der  Erfüllung der  Aufgabe nach  Absatz  1 ist  eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen  und wirts chaf tl ichen  Ansprüche  

an  den Raum mit s einen  ökologis chen  Funktionen  in E inklang br ingt und zu  einer dauerhaften ,  großräumig ausgewogenen O rdnung 

mit gleichwer t igen  Lebensverhäl tn issen  in  den  Tei lräumen führ t .  Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der  Teil räume sol l  sich  

in  die Gegebenheiten  und Erfordern isse des Gesamtraums  einfügen ; die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des  Gesamtraums so ll  

die Gegebenhei ten und Erfordernisse s einer Tei lräume berücksich tigen (Gegens trompr inz ip) .  
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Raumordnung sind gemäß § 4 Abs. 1 ROG bei raumbedeutsamen Planungen zu beach-

ten. Die Ziele der Raumordnung sind in sogenannten „Vorranggebieten“ planzeichne-

risch festgelegt. In dem „Vorranggebiet“ sind bestimmte raumbedeutsame Funktionen 

oder Nutzungen vorgesehen, was andere raumbedeutsame Funktionen oder Nutzun-

gen in diesem Gebiet ausschließt, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder 

Nutzungen nicht vereinbar sind. „Vorranggebiete“ lösen nach § 1 Abs. 4 des Bauge-

setzbuches (BauGB) für die gemeindliche Bauleitplanung eine Anpassungspflicht aus. 4 

Der Regionalplan 2009 legt für den Geltungsbereich ein "Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft" 

fest.  

Der Begründung zum Grundsatz 1 ist zu entnehmen, dass die Festlegung als „Vorbehaltsgebiet 

für Landwirtschaft“ an den Ortsrändern unabhängig von der Nutzungseignung erfolgt, wenn-

gleich diese Flächen weder als Restflächen zu betrachten noch disponibel sind.  

Im Rahmen der kommunalen Abwägung wird innerhalb der Vorbehaltsgebietsflächen für 

Landwirtschaft der Siedlungsentwicklung gegenüber der landwirtschaftlichen Nutzung gege-

ben. Dadurch soll den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rechnung getragen werden. 

Die Fläche befindet sich außerhalb des Siedlungsbeschränkungsgebiets, welches aufgrund des 

Flugverkehrs auf dem nördlich von Calden gelegenen Regionalflughafen Kassel -Calden aus-

gewiesen wurde. 

Der Regionalplan Nordhessen 2009 sieht gemäß Ziel 2, Kapitel 3.1 die Siedlungsentwicklu ng 

nach dem Leitbild des Systems der zentralen Orte vor. Danach ist die Siedlungsentwicklung 

vorrangig im Ortsteil Calden zu verfolgen. Dennoch stellt der Ortsteil Westuffeln im gemeind-

lichen Kontext einen wichtigen wohnbaulichen Schwerpunkt dar, in dem di e Möglichkeit be-

steht, die freien Kapazitäten des vorhandenen Leitungs- und Abwasserbehandlungsnetzes zu 

nutzen. Durch die Siedlungserweiterung werden die vorhandenen Infrastruktureinrichtungen 

(Kindergarten, Nahversorger) in dem Ortsteil gestärkt. Freie, verfügbare Flächen, auf denen 

Vorhaben nach §§ 30 bis 34 BauGB genehmigt werden könnten, sind aufgrund der fehlenden 

Flächenverfügbarkeit nicht vorhanden. Eine Bebaubarkeit setzt den Willen zur Veräußerung 

des privaten Eigentümers voraus, welcher selbstredend nur bedingt durch Zwang von der Ge-

meinde erwirkt werden kann. In dem Ortsteil Westuffeln betrifft dies insbesondere vereinzelte 

Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 4 „An der Wange“. Angrenzend an 

den Ortsteil existiert aktuell der rechtsgültige Bebauungsplan Nr. 1 „Am Mäckelsberge“ (Ge-

markung Obermeiser) in der Fassung seiner 1. Änderung, dessen Flächen noch nicht in Gänze 

mit einer Bebauung versehen worden sind. Bei diesen augenscheinlichen Flächenpotentialen 

handelt es sich jedoch tatsächlich um Grundstücke, die in den vergangenen Jahren fast aus-

nahmslos an Bauwillige veräußert worden sind. Insofern geht die Gemeinde Calden davon aus, 

dass die veräußerten Grundstücke auch kurzfristig bebaut werden. Weitere Grundstücke auf 

den Vorhaben nach § 34 BauGB genehmigt werden könnten sind aufgrund der fehlenden Ver-

kaufsbereitschaft der Grundstückseigentümer/innen nicht vorhanden.  

 
4 Die Baulei tpläne s ind den Zielen  der Raumordnung anzupassen.   
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 Flächennutzungsplan der Gemeinde Calden 

Der interkommunale Flächennutzungsplan (FNP) des Zweckverbands Kassel (201 7) stellt den 

überwiegenden Teil des räumlichen Geltungsbereiches als „Fläche für die Landwirtschaft“ dar. 

Ein untergeordneter Teil wird als „Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung „Begleitgrün, Schutz-

grün“ dargestellt.  

Die Entwicklungsabsichten der Gemeinde Calden befinden sich nicht im Einklang mit dem 

rechtswirksamen Flächennutzungsplan. Dem im § 8 Abs. 2 BauGB verankerten Entwicklungs-

gebot5 wird nicht Rechnung getragen. 

Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13b BauGB in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch 

aufgestellt werden, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete 

städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flä-

chennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung anzupassen.  

 Bestandsaufnahme und Bewertung der vorhandenen 

Natur und Landschaft 

 Aktuelle Nutzung der verfahrensgegenständlichen Flächen  

Die Flächen des räumlichen Geltungsbereiches weisen eine geschlossene Vegetationsdecke 

auf. Dies lässt sich unter anderem durch die vorhandene Nutzung als Weidefläche begründen. 

Die Weideflächen besitzen vereinzelte Saum- und Gehölzstrukturen.  

Die Wegeparzelle ist als unbefestigter Wirtschafts- und Feldwegeausgestaltet.  

 Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht 

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und des Hessischen Ausfüh-

rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetzes werden durch die geplante Aufstellung  des 

Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt. FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete gemäß europäi-

scher Vogelschutzrichtlinien sind kein Bestandteil des räumlichen Geltungsbereichs und wer-

den durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt.  

 Schutzgebiete nach dem Wasserhaushaltsgesetz 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich innerhalb der qualitativen Schutzzone IV und 

innerhalb der quantitativen Schutzzone D des amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebie-

tes für die staatlich anerkannte Heilquelle „Bohrung Westuffeln I" der Johanniter Quelle H. und 

 
5 §  8 Abs .  2 BauGB -  Bebauungspläne sind aus  dem Flächennutzungsplan  zu  entwickeln .  Ein  Flächennutzungsplan  ist  nich t 

erforder lich ,  wenn der  Bebauungsplan ausreich t , um die s tädtebauliche Entwicklung zu  ordnen .  
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E. Kropf, Verwaltungs- und Beteiligungsgesellschaft Kassel.  Die Schutzgebietsverordnung 

vom 22.12.1986, veröffentlich im Staatsanzeiger Nr. 2, Jahr 87, Seite 0104 ist  zu beachten und 

einzuhalten. 

 Bodenschutzrelevante Aspekte  

Das interaktive Kartenwerkzeug („BodenViewer Hessen“) des Hessischen Landesamtes für Na-

turschutz und Geologie trifft für den räumlichen Geltungsbereich folgende Aussagen:  

Der Boden der verfahrensgegenständlichen Flächen weist  einen „mittleren“ bis „hohen“ 

Erfüllungsgrad (Acker-/Grünlandzahl von > 65 bis <= 70) der Bodenfunktion auf. Das 

Ertragspotential der Flächen setzt sich sowohl aus der Bodenbeschaffenheit als auch 

aus den klimatischen Bedingungen zusammen. Das Ertragspotential des Bodens ent-

spricht einem „sehr hohen“ Erfüllungsgrad. Die Funktion des Wasserhaushaltes wird 

über das Kriterium Feldkapazität des Bodens definiert. Diese weist im Geltungsbereich 

einen „hohen“ Erfüllungsgrad (> 390 bis <= 520mm) auf. Im Hinblick auf die Erosions-

anfälligkeit der Böden besteht aufgrund der gegenwärtigen Nutzung „keine“ Gefahr. 

Nach aktuellem Stand der Altflächendatei des Landes Hessen sind  im Geltungsbereich sowie  

im Umfeld des Geltungsbereiches keine entsprechenden Flächen vorhanden . Seltene oder ge-

fährdete Bodenarten, wie Moore bzw. besonders nährstoffarme Böden, sind nicht vorhanden. 

Ein besonderes Entwicklungspotenzial des Bodens ist nicht festzustellen. Der Boden im Gel-

tungsbereich hat keine Bedeutung als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  

Die aggregierende Bodenfunktionsbewertung des Bodenviewers Hessen ermittelt für den Vor-

habenraum die Kategorie 5 „sehr hoch“. Diese Beurteilung ergibt sich aus einer Standorttypi-

sierung mit einem „mittleren“ Erfüllungsgrad, einem „sehr hohen“ Ertragspotenzial, einer „ho-

hen“ Feldkapazität und einem „hohen“ Nitratrückhaltevermögen.  

 Denkmalschutzrechtliche Aspekte 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine geschützten Natur -, Bau- 

oder Bodendenkmäler.  
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3 Planungskonzept 

 Ziele und Zwecke der Planung 

 Ziel der Planung 

Die Gemeinde Calden beabsichtigt mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes 

den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rechnung zu tragen, indem die wohnbauliche Sied-

lungsentwicklung unter Wahrung kommunaler und öffentlicher Interessen gefördert wird.  

 Zweck der Planung 

Durch die Aufstellung des Bauleitplans soll die städtebauliche Entwicklung und Ordnung ge-

sichert werden, welche durch rechtsverbindliche Festsetzungen gewährleistet werden soll. Da-

her ist es die Aufgabe der Planung die bauliche und sonstige Nutzung der Grun dstücke in der 

Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB) planungsrechtlich zu sichern. Durch 

die Aufstellung des Bauleitplans soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine 

dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet wer-

den. Gleichzeitig soll die Planung dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 

und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln.  

 Erläuterung der Planung 

Mit den verfahrensgegenständlichen Flächen soll ein Angebot zur Deckung der Kapazität des 

Wohnraums im Ortsteil „Westuffeln“ geschaffen werden. Hierfür ist ein Baugebiet nach 

Baunutzungsverordnung auszuweisen, die verkehrlicher Erschließung zu sichern und somit die 

Grundlage für eine wohnbauliche Siedlungsentwicklung zu schaffen.  

 Planinhalt 

 Verkehrliche Erschließung 

Die Erschließung des Plangebiets soll über den vorhandenen Erschließungsweg „Malsburger 

Weg“ erfolgen. Die Straße zweigt von der „Kasseler Straße“ ab, welche wiederum eine Verbin-

dung nach Obermeiser oder zur Bundesstraße Nr. 7 (Richtung Calden) ermöglich t. Der räum-

liche Geltungsbereich kann aktuell ausschließlich über Wirtschaftswege erschlossen werden. 

Für die Erschließung des Plangebiets ist eine Erweiterung der Straßenverkehrsfläche erforder-

lich. Die Straßenverkehrsfläche ist im Bebauungsplan als öffentliche Straßenverkehrsfläche 

festgesetzt und sichert dadurch die Erschließung des räumlichen Geltungsbereiches.  
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Der Ortsteil Westuffeln ist durch den straßengebundenen ÖPNV erschlossen.  Die zum Plan-

gebiet nächstgelegene Haltestelle „Calden-Westuffeln Mitte“ befindet sich in rund 400 Meter 

fußläufiger Entfernung, dort bestehen verschiedene Busverbindungen.  

Die bestehenden Erschließungsstraßen sind für den Fuß- und Radverkehr geeignet. Eine se-

parate Erschließung für den Fuß- und Radverkehr ist nicht vorgesehen.  

 Technische Erschließung 

Die technische Erschließung ist in der öffentlichen Straßenverkehrsfläche zu erweitern. Die 

vorhandenen technischen Infrastrukturen können ausgebaut werden; sie weisen ausreichend 

Kapazitäten für die Ausweisung eines neuen Baugebietes auf.  

Der Ausbau der Trinkwasserversorgung ist ebenso wie der Ausbau der  Löschwasserversorgung 

im Rahmen der technischen Planung zu berücksichtigen und nachzuweisen. Es ist für eine den 

örtlichen Verhältnissen angemessene Löschwasserversorgung zu sorgen  und entsprechend 

den geltenden Bestimmungen auszubauen.  

In der nördlich liegenden Wegeparzelle besteht die Möglichkeit zum Anschluss an die Kana-

lisation zur Abwasserableitung. Leitungen können innerhalb der öffentlichen Straßenverkehrs-

fläche verlegt werden. Das natürliche Gefälle des Geländes begünstigt dabei die Abwasserab-

leitung. Das Schmutzwasserfrachtsimulationsmodell wird dahingehend aktualisiert.  

Das anfallende Niederschlagswasser soll nach § 36 (1) Nr.2 und § 37 (4) Hessisches Wasserge-

setz dort verwertet werden, wo es anfällt , wenn dem die wasserwirtschaftlichen und gesund-

heitlichen Belange nicht entgegenstehen, bzw. soll nach § 55 Wasserhaushaltsgesetz Nieder-

schlagswasser ortsnah versickert oder direkt einem Gewässer zugeleitet werden, wenn dem 

weder wasserwirtschaftliche oder sonstige öffentlich -rechtliche Belange entgegenstehen.  

Um bei der Aufstellung des Bebauungsplanes den Anforderungen nach § 1 Abs. 6 Buchstabe 

e) Baugesetzbuch Rechnung zu tragen, indem der sachgerechte Umgang mit Abwässern zu 

berücksichtigen ist, hat die Gemeinde Calden eine Einleitung des anfallenden Niederschlags-

wassers in das angrenzende Fließgewässer „Lohbeeke“ vorgesehen.  

Erläuterung der Festsetzungen 

 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen  

3.3.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO als „Allgemeines Wohnge-

biet“ festgesetzt. Das primäre Ziel der Planfestsetzung ist der bestehenden hohen Nachfrage 

nach Bauland Rechnung zu tragen und dadurch gleichzeitig die Möglichkeit zu schaffen,  die 

örtliche Bevölkerung mit Wohnraum zu versorgen. Die Festsetzung soll das gegenwärtige 
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Defizit frei verfügbarer Bauplätze daher in Form einer städtebaulich geordneten Entwicklung 

ausgleichen. 

Die Festsetzung der baulichen Nutzung dient gem. § 4 Abs. 1 BauNVO „vorwiegend dem Woh-

nen“. Zulässig sind neben „Wohngebäuden“ auch „die der Versorgung des Gebiets dienenden 

Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe “ und „Anlagen 

für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke“. Hierdurch sind wei-

tere das Wohnen ergänzende und nicht beeinträchtigende Nutzungsarten zulässig. Die Fest-

setzung soll daher neben dem Wohnen auch die Bildung einer Infrastruktur ermöglichen, in-

dem nicht nur die Versorgung des Gebiets mit öffentlichen Dienstleistungen ermöglicht wird, 

sondern auch ein Angebot zur Gestaltung der Freizeit eröffnet wird. Der bestehende „ Wohn-

charakter“ der angrenzenden Gebiete wird durch die Siedlungserweiterung in Form der Siche-

rung durch textliche Festsetzungen fortgesetzt.  

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 6 BauNVO hat sich die Gemeinde Calden nach sorgfältiger 

Prüfung zugunsten einer städtebaulich geordneten Entwicklung entschlossen, von der Mög-

lichkeit des Ausschlusses weiterer ausnahmsweise zulässiger Nutzungsarten im „ Allgemeinen 

Wohngebiet“ Gebrauch zu machen. Von der Zulässigkeit der „Gartenbaubetriebe“ wird abge-

sehen, da die Größe der Betriebsfläche im Verhältnis zur Größe des Plangebiets einen prägen-

den „Wohncharakter“ ausschließt. Aufgrund der Lage innerhalb eines Trinkwasserschutzgebie-

tes und der Entfernung von klassifizierten Erschließungsanlagen wird ebenfalls von der Zuläs-

sigkeit der „Tankstellen“ abgesehen.  

3.3.3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung zur überbaubaren Grundstücksfläche wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3 Nr. 

1 BauNVO getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei  Festsetzung des Maßes der baulichen 

Nutzung im Bebauungsplan „stets“ eine Festsetzung der Grundflächenzahl oder der Größe der 

Grundflächen der baulichen Anlagen (vgl. auch OVG NW, U.v. 16.8.1995 -7a D 154/94 – NVwZ 

1996,923 = NWVBl. 1997,265). Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflä-

che je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sind.  

Durch die Festsetzung der Grundflächenzahl beabsichtigt die Gemeinde Calden der hervorge-

hobenen Bedeutung, die diesem Maßbestimmungsfaktor für die geordnete städtebauliche 

Entwicklung, insbesondere unter dem verstärkt zu berücksichtigen Belang des Bodenschutzes 

zukommt, Rechnung zu tragen. Die Festsetzung wird in diesem Umfang getroffen, um sicher-

zustellen, dass eine übermäßige Nutzung zugunsten des Bodenschutzes, ausgeschlossen wird. 

Gleichzeitig sollen die Anforderungen des § 19 Abs. 4 BauNVO berücksichtigt werden, indem 

die Ermittlung des jeweiligen baugrundstücksbezogenen „Summenmaß“ ermöglicht wird. Die 

für die Ermittlung der Grundfläche maßgebende Fläche des Baugrundstücks wird durch das 

„Baugebiet“ bestimmt. Außerhalb dieser durch Planzeichnung festgesetzten „Baugebiete“ oder 

sonst eindeutig abgrenzbaren Flächen, wie z.B. „ Grünflächen“ oder „Verkehrsflächen“ liegen-

den Grundstücksteile sind kein Bauland und daher nicht anzurechnen.  

Die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO  

getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei  Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im 
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Bebauungsplan eine Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen bzw. der Zahl der Vollgeschosse, 

wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, 

beeinträchtigt werden können.  

Die Gemeinde Calden hat einen Verzicht auf die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen in 

pflichtgemäßer Ausübung ihres Planungsermessens geprüft. Mit dem Ergebnis, dass durch das 

Planvorhaben eine Einwirkungsmöglichkeit auf das Orts- und Landschaftsbild besteht, ist eine 

Festsetzung zu treffen. Durch die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen sollen die Auswir-

kungen auf das Orts- und Landschaftsbild, alle durch eine Höhenentwicklung berührten Be-

lange, insbesondere die Erhaltung und Fortentwicklung des Ortsteils Westuffeln und die Flug-

sicherheit begrenzt werden. Durch die Begrenzung der Auswirkung soll gleichzeitig sicherge-

stellt werden, dass sich die Bebauung in das bestehende Ortsbild einfügt.  

Zur eindeutigen Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen sind gem. § 18 Abs. 1 BauNVO die 

erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen. Die Höhe wird in der Maßeinheit „ Meter (m)“ be-

stimmt.  

Als unterer Bezugspunkt wird die Schnittkante der talseitigen, natürlichen Geländeoberfläche 

und der Außenwand festgesetzt. Als obere Bezugspunkte werden Trauf - und Firsthöhe fest-

gesetzt. Als Firsthöhe (FH) wird der Abstand zwischen der Schnittkante der talseitigen, natür-

lichen Geländeoberfläche und der Außenwand und dem Schnittpunkt zwischen Außenwand 

und der oberen Dachhaut definiert. Die Definition bleibt von der eigentlichen Höhe der Traufe 

(unterster Punkt der ggf. überstehenden Dachhaut) und/oder der Höhe der Traufrinne unbe-

rührt. Als Firsthöhehöhe (FH) wird der Abstand zwischen der Schnittkante der talseitigen, na-

türlichen Geländeoberfläche und der Außenwand und der Oberkante des Gebäudes bestimmt. 

Bei Gebäuden mit Flachdächern ist dieser obere Bezugspunkt mit der Oberkante des „ Haupt-

gesims“ (Attika) gleichzusetzen.  

3.3.3.3 Bauweise 

In der „offenen Bauweise“ werden die Gebäude mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser  

oder Doppelhäuser errichtet. Die Länge dieser Hausformen darf höchstens 50 Meter betragen. 

Durch die Festsetzung wird eine besondere Bestimmung für die Anordnung de r Gebäude im 

Verhältnis zu den Nachbargrundstücken ermöglicht. Hierdurch soll das siedlungstypische Bild 

mit Gebäuden, welche einen seitlichen Grenzabstand aufweisen und in der Regel eine Länge 

von 50 Meter nicht überschreiten, planungsrechtlich gesichert werden. Doppelhäuser sind 

grundsätzlich zulässig, müssen aber an den jeweiligen Enden einen seitlichen Grenzabstand 

einhalten.  

Einzelhäuser sind allseits freistehende Gebäude von höchsten 50 Meter Länge mit städtebau-

lich gefordertem Abstand zu den seitlichen und rückwärtigen Nachbargrenzen, deren Tiefe 

(Abstandsflächen) sich nach hessischer Bauordnung bemisst. Die Zahl der Vollgeschosse ist 

ebenso unerheblich, wie die in dem Haus enthaltenen Eigentumseinheiten bzw. Mietwohnun-

gen.  
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Doppelhäuser sind zwei an einer (seitlichen) Nachbargrenze aneinandergebaute, im Übrigen 

jedoch freistehende (Wohn-)Häuser.  

3.3.3.4 Verkehrsflächen 

Die Verkehrsfläche wird als „öffentliche Straßenverkehrsfläche“ festgesetzt, um die Erschlie-

ßung des Plangebiet zu sichern.  

Die „öffentliche Straßenverkehrsfläche“ ist so dimensioniert , dass die Fahrbahnbreiten und Kur-

venradien für ein problemloses Befahren mit größeren Fahrzeugen (Rettungswagen, Müllfahr-

zeug, Feuerwehr) nachgewiesen werden kann.  

Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wird getroffen, um eine Durchlässigkeit für 

landwirtschaftlichen Verkehr weiterhin sicherzustellen.  

3.3.3.5 Führung von Versorgungsleitungen 

Die unterirdische Führung von Versorgungsleitungen wird aus städtebaulichen Gründen fest-

gesetzt. Durch die Festsetzungen kann einerseits die Landschaftsbildbeeinträchtigung und 

andererseits die Störanfälligkeit sowie das Gefahrenpotenzial für den Menschen minimiert 

werden. 

3.3.3.6 Luftverunreinigende Stoffe  

Der Geltungsbereich befindet sich in räumlicher Nähe zur Bundesstraße B7 und dem vorhan-

denen Flughafen Kassel-Calden. Vor dem Hintergrund der aktuellen Verkehrsbelastung durch 

den motorisierten Individualverkehr und den daraus resultierenden Schadstoffen soll die wei-

tere Belastung der luftverunreinigenden Stoffe bzw.  der Lufthygiene minimiert werden.  

3.3.3.7 Vorkehrungen vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Die Siedlungserweiterung befindet sich in räumlicher Nähe zur Bundesstraße B 7. Die Auswer-

tungen der aktuellen Lärmkartierung des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt 

und Geologie ergeben, dass die Werte für den Schallschutz im Städtebau für Wohngebiete 

durch die Verkehrslärmbelastung der Bundesstraße B 7 im Planungsgebiet überschritten wer-

den. Um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sicherzustellen, wird eine Festsetzung ge-

troffen. Diese beinhaltet, dass in Räumen, die nicht dem vorübergehenden Aufenthalt dienen, 

an den zur Straße ausgerichteten Wänden, die Fenster mindestens der Schallschutzklasse 2 

(bewertetes Schalldämm-Maß = R'w = 30 - 34 dB(A)) entsprechen. 

3.3.3.8 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden 

Natur und Landschaft 

Das Verbot, Bäume, Gebüsche und andere Gehölze innerhalb der Zeit vom 01. März bis zum 

30. September zu schneiden, auf Stock zu setzen oder zu beseitigen, wird durch textliche 

Festsetzung gesichert, um die Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes durch den Bebau-

ungsplan zu bekräftigen. Gleichzeitig soll durch die Ergänzung der gesetzlichen Vorgaben 

durch die Festsetzung zum Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen  die Voraussetzung für die 

dauerhafte Erhaltung wertvoller Bäume bzw. Gehölze und ihrer besonderen Funktionen als 
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Gerüst des Biotopverbundes sowie als Nahrung - und Lebensraum insbesondere für zahlreiche 

Insekten, Kleinsäuger und Vogelarten an den vorhandenen Standorten geschaffen werden. Die 

Ersatzpflanzverpflichtung soll sicherstellen, dass bei Abgang ein neuer Baum bzw. ein neues 

Gehölz an ungefähr gleicher Stelle die entsprechende Funktion übernimmt.  Die Baufeldfrei-

schneidung hat daher außerhalb der Brut- und Setzzeiten zu erfolgen, um artenschutzrechtli-

che Verbotstatbestände auszuschließen. Mit der Festsetzung wird den Anregungen des Fach-

bereichs 63 – Bauen und Umwelt - Naturschutzbehörde des Landkreises Kassel, mit Schreiben 

vom 21.08.20 sowie des Dezernats 27.1 Natur- und Landschaftsschutz, mit Schreiben vom 

05.08.2020 Rechnung getragen.  

Eine Festsetzung für die private Außenbeleuchtung erfolgt, da Lichtverschmutzungen Orga-

nismen in besiedelten Bereichen beeinträchtigen können. Vor allem Insekten und Fleder-

mäuse, aber auch andere nachtaktive Tiere und ziehende Vögel sind davon betroffen. Für sie 

kann die Straßen- oder Grundstücksbeleuchtung eine zum Teil tödliche Gefahr  darstellen. 

Zugvögel können durch künstliche Lichtquellen leicht die Orientierung verlieren . Die Verwen-

dung entsprechender Beleuchtungseinrichtungen mit starker Bodenausrichtung und geringer 

Seitenstrahlung und geeigneten Leuchtmitteln (< 3.000 Kelvin) kann diese negativen Wirkun-

gen deutlich verringern. 

Um den Anteil an versiegelten Flächen möglichst gering zu halten, werden Festsetzungen zur 

Oberflächenbefestigung getroffen. Eine vollständige Versiegelung führt zum Aufheizen der 

Flächen im Sommer, Erwärmung der Umgebung durch Rückstrahlung, erhöhten Staubanfall 

und schnellem Abfluss des Niederschlagswassers. Danach sind befestigte Erschließungswege 

auf privaten Grundstücken mit Materialien zu gestalten, die einen möglichst geringen Ver-

sieglungsgrad aufweisen bzw. wasserdurchlässig sind.  

 Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 

3.3.4.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

Die Gestaltung der Dachform und -neigung von Doppelhäusern ist aufeinander abzustimmen, 

um städtebauliche Missstände zu vermeiden.  

Reflektierende Materialien zur Dacheindeckung sind grundsätzlich nicht zulässig, um die Si-

cherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht zu beeinträchtigen. Die Festsetzung be-

zieht sich nicht auf Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien. Hier ist der Nachweis zu 

erbringen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs (B7) nicht be einträchtigt 

wird. 

3.3.4.2 Gestaltung und Begrünung von baulichen Anlagen und von Grundstücksfreiflächen 

der nicht überbaubaren Grundstücksflächen  

Mit der Begrünung von Dachflächen sollen ökologisch wirksame Ersatzlebensräume für Tier - 

und Pflanzenarten in dem Baugebiet geschaffen werden. Die Begrünung soll den Aufheizeffekt 

von Dachflächen mindern, den Abfluss anfallender Niederschläge von Dächern verzögern und 

das Erscheinungsbild einsehbarer Dachflächen beleben. Die Begrünung der Dachflächen soll 
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stadtökologisch wirksame Vegetationsflächen schaffen, die Ersatzlebensräume insbesondere 

für Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten und in Verbindung mit Biotopstrukturen der  

Umgebung zu einer Vernetzung von Lebensräumen bei tragen. Für die Wirksamkeit der Dach-

begrünung wird eine erforderliche Mindest-Aufbaustärke des durchwurzelbaren Substratauf-

baus festgesetzt, die eine Begrünung auch mit Gräsern und Stauden ermöglicht. Durch die 

Begrünung von Dachflächen sollen Vegetationsstandorte und faunistische Lebensräume ge-

schaffen werden. Aufgrund des geringen Aufbaus ist die Entwicklung von natürlichen Boden-

funktionen nicht zu erwarten. Die Festsetzung des Substrataufbaus wird getroffen, um eine 

Speicherfähigkeit des Niederschlagswassers s icherzustellen. Durch die Zwischenspeicherung 

des unbelasteten Niederschlagswassers kann dieses teilweise verdunsten und verzögert ab-

geleitet werden. Hierdurch sollen die der Vorflut dienenden Gewässer und Regenrückhaltebe-

cken entlastet werden. Im Vergleich zu herkömmlichen Bedachungen können begrünte Dächer 

die Wärmeentwicklung reduzieren und die Bindung von Luftstäuben verbessern. Durch diese 

Eigenschaften sollen die begrünten Dachflächen eine klimatisch stabilisierende Funktion für 

das Plangebiet übernehmen. Durch die Begrünung einsehbarer Dachflächen soll die Dach-

landschaft belebt werden. Gleichzeitig soll die gestalterische Einbindung von Gebäuden in die 

Umgebung unterstützt werden. 

Innerhalb des „Allgemeinen Wohngebietes“ wird aufgrund der Bauflächenausweisung im Kon-

text einer freien Standortwahl der baulichen Anlagen festgesetzt, dass ein Mindestanteil von 

40 Prozent der nichtüberbaubaren Grundstücksfläche mit Bäumen und Sträuchern zu bepflan-

zen ist. Diese Festsetzung wird getroffen, um eine Verteilung  der Grünstrukturen auf den 

Grundstücken und damit eine Durchgrünung der Gebiete zu erreichen. Der prozentuale Be-

grünungsanteil wird in Abhängigkeit von der örtlichen Situation festgelegt. Biotop- und ar-

tenschutzbezogen soll die Festsetzung der Begrünung des Wohngebietes und der Sicherstel-

lung eines Mindestanteils ökologisch wirksamer Vegetationsstrukturen, die Nahrungs- und 

Rückzugsräume insbesondere für Insekten- und Vogelarten innerhalb des Siedlungsraumes 

bieten, dienen. Gleichzeitig soll der festgesetzte Mindestanteil von Vegetationsstrukturen mit 

Bäumen und Sträuchern die örtlichen Klimaverhältnisse positiv beeinflussen, indem Tempera-

turextreme durch eine Vegetationsbedeckung gemildert, Stäube und Schadstoffe ausgekämmt 

werden und der Wasserabfluss verzögert wird. Durch eine geringere Verdunstung werden im 

Zusammenhang mit Beschattung ausgeglichenere Temperaturverhältnisse bewirkt und Auf-

heizeffekte versiegelter Flächen gemindert. Zudem produziert die Bepflanzung Sauerstoff und 

bindet gleichzeitig Kohlendioxid. Weiterhin sollen positive Auswirkungen auf das Landschafts- 

und Ortsbild erzielt werden, indem strukturbildende Anpflanzungen das Erscheinungsbild des 

Wohngebietes bereichern und eine Einbindung in das Umfeld verbessern sollen. 

Die Festsetzung zur Verwendung von einheimischen und standortgerechten Laub - und Obst-

bäumen wird getroffen, da eine auf die örtlichen Standortbedingungen abgestimmte Auswahl 

einheimischer Gehölze die Voraussetzung für die dauerhafte Be- bzw. Durchgrünung des Rau-

mes mit einem Gerüst naturnaher Gehölzstrukturen, das Lebensräume für eine große Anzahl 

heimischer Tierarten bietet, ist. Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehölze 

wird weiter festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem Pflegeaufwand optimal ent-

wickeln und Nahrungsgrundlage sowie Lebensräume für die heimische  Tierwelt bieten. 
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Weiterhin dient die Verwendung einheimischer Gehölze der langfristigen Erhaltung des ge-

bietstypischen Charakters der vorhandenen Vegetation.  

Steinbeete und -gärten sind nicht zulässig, da es sich bei der Art der Gestaltung des Freiraums 

um eine städtebaulich und ökologisch unerwünschte und bedenkliche Entwicklung der Ver-

siegelung nutzbarer Freiräume handelt . 
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4 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

In den Fällen des § 13b BauGB, also bei Bebauungsplänen zur Einbeziehung von Außenbe-

reichsflächen in das beschleunigte Verfahren mit einer zulässigen Grundfläche der baulichen 

Anlagen von weniger als 10.000 Quadratmeter, gelten Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung 

oder Änderung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinn des §  1a Abs. 3 Satz 5 BauGB 

vor der planerischen Entscheidung als erfolgt oder zulässig (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Nach 

§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich,  soweit die Eingriffe bereits vor 

der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  

Voraussetzungen für die Anwendung von § 13b BauGB - Prüfübersicht  

Tatbestandsmerkmal Ja Nein 

Zulässige Grundfläche / Versieglungsfläche*  

< 10.000m² (einschließlich Kumulation benachbarter  B-Pläne)  

☒  ☐  

*Hinweis: Be i B-Plänen ohne festgesetzte Grundfläche ergeben sich die  

Schwellenwerte  aus der  zu erwartenden Versieglungsfläche  

Ausschlussgründe Ja Nein 

Begründung der Zulässigke it von UVP-pflichtigen Vorhaben ☐  ☒  

Keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung von Erhaltungszie len und  

Schutzzwecken von Natura 2000-Gebieten 

☐  ☒  

Planung verursacht beachtliche Pflichten zur  Vermeidung oder Begrenzung  

der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes (Neu 2017)  

☐  ☒  

Flächennutzungsplan Ja Nein 

Abweichende Inhalte vorhanden ☒  ☐  

„Verfahrensfre ie“ Ber ichtigung möglich 

(Anwendungsvoraussetzung: geordnete städtebauliche Entwicklung darf  

nicht beeinträchtigt werden)  

☒  ☐  
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5 Belange des Umweltschutzes 

Im beschleunigten Verfahren entfällt die Pflicht zur Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 Satz 1 

BauGB (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i .V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB). Nach § 13 Abs. 3 Satz 1 

BauGB in der Fassung des Gesetzes vom 03.11.2017 wird u.a. von der Umwel tprüfung nach § 

2 Abs. 4 BauGB und von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen; ebenfalls nicht 

anzuwenden ist die Verpflichtung zum Monitoring nach § 4c BauGB. Unbeschadet des Ver-

zichts auf die formelle Umweltprüfung hat die Kommune aber auch im beschleunigten Ver-

fahren nach allgemeinen Grundsätzen die Belange des Umweltschutzes im Sinn von § 1 Abs. 

6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen und in die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB einzustellen.  

 Bewertung der Schutzgüter 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere 

Bestand Die verfahrensgegenständliche Fläche stellt einen potenziellen 

Lebensraum für wildlebende Pflanzen und Tiere dar. Das be-

troffene Areal wird als intensive Weide genutzt. Im Bereich des 

Grünlandes gibt es Verletzungen der Grasnarbe durch starken 

Tritt. Mit sel tenen oder gefährdeten Pflanzenarten ist hier nicht 

zu rechnen. Auf der Ackerfläche sind die vorkommenden Pflan-

zenarten anthropogen bedingt und veranlasst. Generell gibt es 

wenige Saumstrukturen und kaum Gehölze im Gebiet. Somit er-

geben sich wenige potenzielle Habitatstrukturen für Tiere inner-

halb des Plangebietes. Die angrenzenden Flächen bieten ein Le-

bensraumpotenzial für typische Gartenvögel sowie untergeord-

net Arten des Offenlandes. Nistmöglichkeiten bieten sich 

innerhalb der gärtnerisch angelegten Flächen. Die Gartenstruk-

turen werden vorrangig als Nahrungshabitat beansprucht.  

Die Fläche befindet sich am Ortsrand und wird teilweise von der 

bereits vorhandenen Bebauung sowie der Bundesstraße einge-

rahmt. Aufgrund dessen ist mit störungsempfindlichen Arten im 

Planungsraum nicht zu rechnen.  

Eingriff  Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Emissionen aus Bau-

maschinen und dem Baustellenverkehr  

Betriebsbedingt  • Beeinträchtigungen durch Lärmemissionen  

Anlagenbedingt  • Versiegelung und Teilversiegelung der Grünflächen 

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Pflanzliste für heimische und standortgerechte Arten zur Er-

gänzung der Habitate 

• Verwendung insektenschonender Leuchtmittel 

• Anlage von strukturreichen Grün- und Gartenflächen zur 

dauerhaften Begrünung der Grundstücksfrei flächen  

• Pflanzung und Unterhaltung von Bäumen 

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten 

• Begrenzung der Grundflächenzahl  

Bewertung Die Eingri ffe in Lebensraumstrukturen der potentiell im Untersu-

chungsraum beheimateten Tierarten sind insgesamt als gering 
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einzustufen. Insbesondere ist eine Schädigung oder Tötung von 

Individuen oder Populationen der artenschutzrelevanten Tierar-

ten bei Berücksichtigung entsprechender Vermeidungsmaßnah-

men sicher auszuschließen. Der absehbare kleinflächige Lebens-

raumverlust im Bereich der landwirtschaftlichen Fläche ist nur 

als sehr geringer Eingri ff zu werten, da es sich um einen häufigen 

Biotoptyp handelt und Ausweichbiotope dementsprechend im 

nahen Umfeld in ausreichendem Umfang vorhanden sind.  

Durch die festgesetzten Maßnahmen können trotz der Inan-

spruchnahme nicht versiegelter Flächen die Habitatstrukturen 

für Tierarten aufgewertet werden.  

Die Vegetationstypen sind im ländlichen Raum weit verbreitet. 

Die Empfindlichkeit der betroffenen Strukturen ist sehr gering. 

Da zudem auch die in Anspruch genommene Fläche verhältnis-

mäßig klein ist, kann auch die Eingriffserheblichkeit  als gering 

eingestuft werden. 
 

 

Schutzgut Fläche 

Bestand Die verfahrensgegenständlichen Flächen unterliegen aktuell ei-

ner landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsform. Die Flächen be-

finden sich im planungsrechtlichen Außenbereich im Anschluss 

an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil .  

Eingriff  Baubedingt  • Baustelleneinrichtungen 

• Bodenbewegungen und Bodenzwischenlagerung  

Betriebsbedingt  • Keine 

Anlagenbedingt  • Verlust bisher nicht beanspruchter Flächen im planungs-

rechtlichen Außenbereich im Anschluss an ein im Zusam-

menhang bebauten Ortsteil  

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Begrenzung des räumlichen Geltungsbereiches 

• Begrenzung der GRZ  

Bewertung Die zu erwartenden Auswirkungen auf das Schutzgut sind auf-

grund der Größe des verfahrensgegenständlichen Geltungsberei-

ches als vergleichsweise gering einzustufen .  
 

 

Schutzgut Boden 

Bestand Für den räumlichen Geltungsbereich können mit dem interakti-

ven Kartenwerk („BodenViewer Hessen“) des Hessischen Landes-

amtes für Naturschutz und Geologie Aussagen getroffen  werden. 

Der Boden der verfahrensgegenständlichen Flächen weist einen 

„sehr hohen“ Erfüllungsgrad der Bodenfunktion auf. Zudem ent-

spricht das Ertragspotenzial des Bodens einem „sehr hohem“ Er-

füllungsgrad. Außerdem weist die Feldkapazität einen „hohen“ 

Erfüllungsgrad auf. 

Nach aktuellem Stand der Altflächendatei des Landes Hessen 

sind im Umfeld des Geltungsbereiches keine entsprechenden Flä-

chen vorhanden. Seltene oder gefährdete Bodenarten, wie Moore 

bzw. besonders nährstoffarme Böden, sind nicht vorhanden. Ein 

besonderes Entwicklungspotenzial des Bodens ist nicht 
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festzustellen. Der Boden im Geltungsbereich hat keine Bedeutung 

als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte.  

Die verfahrensgegenständlichen Flächen unterliegen aktuell ei-

ner landwirtschaftlichen Bewirtschaftung. Durch die landwirt-

schaftliche Bewirtschaftung wird der Boden in Teilen verdichtet . 

Eingriff Baubedingt  • Baustelleneinrichtungen 

• Bodenverdichtung durch Fahrzeugbewegungen und Erschüt-

terungen 

• Grabarbeiten für Leitungsverlegungen  

• Bodenbewegungen und Bodenzwischenlagerung  

Betriebsbedingt  • mögliche Einträge durch Streusalz und Reifenabrieb  

Anlagenbedingt  • Verlust sämtlicher Bodenfunktionen durch Vollversiegelung  

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Begrenzung der Grundflächenzahl  

• Festsetzung zur wasserdurchlässigen Gestaltung befestigter 

Flächen 

• Anlage von Grün- und Gartenflächen zur dauerhaften Begrü-

nung der Grundstücksfreiflächen 

• Pflanzung und Unterhaltung von einheimischen und stand-

ortgerechten Bäumen 

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten 

Bewertung Grundsätzlich führen Versiegelungen zu einer wesentlichen Be-

einträchtigung des Bodenhaushaltes. Im vorliegenden Fall han-

delt es sich jedoch um Böden, die nicht mehr in ihrer natürlichen 

Ausprägung vorliegen. Die geplante zusätzliche Neuversiegelung 

führt in diesem Fall, insbesondere auch in Hinblick auf die ge-

ringe Fläche, nur zu geringen Auswirkungen auf das Schutzgut 

Boden.  

Entsprechend der Vorgaben des § 1 BauGB verfolgt die Planung 

durch die Festsetzungen einen sparsamen und schonenden Um-

gang mit Grund und Boden. Daher sind die zu erwartenden Aus-

wirkungen auf das Schutzgut als vergleichsweise gering einzu-

stufen 
 

 

 

Schutzgut Wasser 

Bestand Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine 

Fließgewässer oder sonstige Oberflächengewässer. Das Pla-

nungsgebiet ist Gegenstand eines festgesetzten Heilquellen-

schutz- und Trinkwasserschutzgebietes.  

Die verfahrensgegenständlichen Flächen unterliegen aktuell in 

Teilen einer landwirtschaftlichen Bewirtschaftung. Durch die 

landwirtschaftliche Bewirtschaftung wird der Boden in Teilen 

verdichtet, Düngemittel können aufgebracht werden. 

Eingriff  Baubedingt  • Bodenverdichtungen / erhöhter Niederschlagswasserabfluss  

Betriebsbedingt  • Keine 

Anlagenbedingt  • Verlust an Flächen für die Versickerung von Niederschlags-

wasser bzw. für die Grundwasserneubildungsrate  

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Verzögerung des Niederschlagsabflusses durch Begrünung 

von Grundstücksflächen 
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• Wasserdurchlässige Oberflächenbefestigungen  

• Extensive Dachbegrünung  

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten und der daraus resultie-

renden Versieglung  

• Ortsnahe Einleitung des anfallenden Niederschlagswassers 

in das Fließgewässer „Lohbeeke“  

Bewertung Das Untersuchungsgebiet wird aktuell in Teilen landwirtschaft-

lich bewirtschaftet, weshalb Stoffeinträge jederzeit zu erwarten 

sind. Es ist nicht zu erwarten, dass allein von der durch die Sat-

zung ermöglichten zusätzlichen Flächenversiegelung negative 

Auswirkungen auf das Boden- und Grundwasserregime des Rau-

mes ausgehen werden.  
 

 

Schutzgüter Luft und Klima 

Bestand Das Planungsgebiet befindet sich  im Anschluss an einen im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteil . Das Planungsgebiet besitzt u.a. 

Funktionen zur Kaltluftproduktion.  

Eingriff  Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Emissionen aus Bau-

maschinen 

Betriebsbedingt  • Emissionsbelastung aus Heizungsanlagen  

• Emissionsbelastung aus Verkehr  

Anlagenbedingt  • Verlust an Flächen für die Versickerung von Niederschlags-

wasser, weniger Verdunstungskühle 

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Dauerhafte Begrünung und Bepflanzung der Grundstücks-

freiflächen  

• Extensive Fachbegrünungen 

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten, um eine Versiegelung 

und Aufheizung zu reduzieren 

• Pflanzung und Unterhaltung von einheimischen und stand-

ortgerechten Bäumen  

• Verzicht auf Erdöl und Kohlen betriebene Heizungsanlagen  

 

Bewertung Durch die Bebauung werden zusätzliche Flächen versiegelt, die 

hierdurch ihre Funktionen in Form einer Verdunstungskühlung 

und Kaltluftproduktion nur noch eingeschränkt wahrnehmen 

können. Durch die zusätzliche Baumasse erhöht sich die Wärme-

abstrahlung. Die Emissionsbelastung aus Heizungsanlagen kann 

sich ebenfalls erhöhen. 

Insgesamt betrachtet, führt die Planung aufgrund der Flächen-

größe zu sehr geringfügigen Veränderungen, die jedoch aufgrund 

der Lage des Untersuchungsgebietes und der geringen Ein-

griffsintensität als nicht erheblich einzustufen sind.  
 

 

 

Landschaftsbild 

Bestand Der räumliche Geltungsbereich befindet im Anschluss an einen 

im Zusammenhang bebauten Ortsteil. Dieser angrenzende Be-

reich der Gemeinde Calden wird durch eine Einzelhausbebauung 

sowie unterschiedlicher landwirtschaftlicher Hofanlagen ge-

prägt.  
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Das Untersuchungsgebiet wird durch eine landwirtschaftliche 

Fläche im Anschluss an ein bereits bebautes Gebiet charakteri-

siert. Der räumliche Geltungsbereich besitzt aufgrund seiner 

Lage, Nutzung und Ausgestaltung keinen besonderen Wert für 

die Naherholung 

Eingriff  Baubedingt  • Temporäre Beeinträchtigungen durch Baustellenfahrzeuge 

Betriebsbedingt  • Keine 

Anlagenbedingt  • Versiegelung und Teilversiegelung der Grünflächen  

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Begrenzung der Grundflächenzahl und der  Höhe der bauli-

chen Anlagen 

• Anlage von strukturreichen Grün- und Gartenflächen zur 

dauerhaften Begrünung der Grundstücksfrei flächen  

• Pflanzliste für heimische und standortgerechte Arten  

• Pflanzung und Unterhaltung von einheimischen und stand-

ortgerechten Bäumen 

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten 

Bewertung Aufgrund des vorhandenen Ortsbildes sowie der durchzuführen-

den Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen erfährt die 

Landschaft bzw. das Landschaftsbild keine erhebliche Beein-

trächtigung. 
 

 

Biologische Vielfalt  

Bewertung In Bezug auf die biologische Viel falt sind keine negativen Beein-

trächtigungen zu erwarten, da der anlagenbedingte Verlust von 

Lebensraumstrukturen durch gleichwertige Ausweichmöglichkei-

ten in Form von strukturreichen Grün- und Gartenflächen kom-

pensiert werden kann. 
 

 Natura 2000-Gebiete und sonst. Schutzgebiete 

Schutzgebiete 

Bewertung Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und 

des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-

setz werden durch die geplante Aufstellung des vorliegenden Be-

bauungsplanes nicht beeinträchtigt. FFH - Gebiete und Vogel-

schutzgebiete gemäß europäischer Vogelschutzrichtlinie sind 

kein Bestandteil des räumlichen Geltungsbereichs und werden 

durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt.  

 Mensch, seine Gesundheit, Bevölkerung insgesamt 

Schutzgut Mensch, seine Gesundheit und die Bevölkerung insgesamt 

Bestand Der räumliche Geltungsbereich befindet im Anschluss an einen 

im Zusammenhang bebauten Ortsteil  und in räumlicher Nähe 

zur Bundesstraße B7.   
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Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich keine für die 

Naherholung relevanten Objekte. Eine besondere Aufenthalts-

qualität besi tzt der Raum nicht. Der räumliche Geltungsbereich 

besitzt aufgrund seiner Lage und Ausgestaltung keinen besonde-

ren Wert für die Naherholung . 

Eingriff  Baubedingt  • Staub- und Lärmemissionen durch den Baustellenverkehr  

• Temporäre Beeinträchtigung der Lufthygiene durch den Bau-

stellenverkehr und -arbeiten 

Betriebsbedingt  • Emissionen durch Wärmeerzeugung  

• Immissionen durch motorisierten Verkehr, Beeinträchtigung 

der Lufthygiene 

Anlagenbedingt  • Keine 

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• Dauerhafte Begrünung der nicht überbauten Grundstücks-

freiflächen. 

• Pflanzung und Unterhaltung von einheimischen und stand-

ortgerechten Bäumen 

• Verzicht auf Steinbeete und -gärten 

• Verzicht auf Erdöl und Kohlen betriebene Heizungsanlagen  

• Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-

gen, hier Lärmemissionen des motorisierten Verkehrs  

 

Bewertung Die zu erwartenden bau-, anlage- sowie betriebsbedingten Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Mensch sind aufgrund der Maßnah-

men zur Vermeidung und Minimierung nicht erheblich.  

 Kultur und Sachgüter 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Bestand Innerhalb der verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich 

keine geschützten Bau-, Natur- oder Bodendenkmäler.  

Eingriff  Baubedingt  • keine  

Betriebsbedingt  • keine 

Anlagenbedingt  • keine 

Maßnahmen zur Vermeidung  

und Minimierung 

• keine 

Bewertung Bau-, Natur- oder Bodendenkmäler werden nicht beeinträchtigt.  

 Vermeidung von Emissionen, Umgang mit Abfällen 

und Abwässern 

Vermeidung von Emissionen 

Bewertung Bei der bauordnungsrechtlichen Zulässigkeit von Bauvorhaben 

sind die im Gebäudeenergiegesetz festgelegten energetischen 

Mindestanforderungen für Neubauten einzuhalten. Hierbei sind 

beispielsweise Heizungs- und Klimatechnik sowie 
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Wärmedämmstandard und Hitzeschutz von Gebäuden geregelt. 

Bei Neubauten gibt das Gebäudeenergiegesetz bestimmte An-

teile an regenerativen Energien vor, die das Gebäude zum Heizen 

oder auch Kühlen verwenden muss. Hierdurch können insgesamt 

Emissionen vermieden werden.  

Zusätzlich wird auf Heizungsanlagen, die sich der Kohle oder des 

Erdöls bedienen, verzichtet. Die Möglichkeit zum Anschluss an 

das Fernwärmenetz besteht.  

Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern  

Bewertung Der sachgerechte Umgang ist durch die Entwässerungs- und Ab-

fallsatzung der Gemeinde Calden sichergestellt. 

 Nutzung erneuerbarer Energien 

Nutzung erneuerbarer Energien 

Bewertung Die Nutzung erneuerbarer Energien wird durch den verbindlichen 

Bauleitplan nicht vorgeschrieben. Durch die planungsrechtlichen 

Festsetzungen können in Verbindung mit den bauordnungsrecht-

lichen Vorgaben derartige Anlagen errichtet werden. Bei Neu-

bauten gibt das Gebäudeenergiegesetz bestimmte Anteile an re-

generativen Energien vor, die das Gebäude zum Heizen oder 

auch Kühlen verwenden muss.  

sparsame und effiziente Nutzung von Energie  

Bewertung Durch den Bebauungsplan werden Maßnahmen zur sparsamen 

und effizienten Nutzung von Energie planungsrechtlich vorberei-

tet. Zur Nutzung passiver Solarenergie können die Gebäude ent-

sprechend ihrer Lage mit den verglasten Fronten nach Süden 

ausgerichtet werden. Zur Nutzung der aktiven solaren Energie 

sind Anlagen zur solaren Brauchwassererwärmung grundsätzlich 

zulässig. 

 Darstellungen in Landschaftsplänen und sonst. Plänen 

Sonstige Pläne  

Wasserschutzrecht  Das Untersuchungsgebiet befindet sich innerhalb der qualitati-

ven Schutzzone IV und innerhalb der quantitativen Schutzzone D 

des amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die 

staatlich anerkannte Heilquelle „Bohrung Westuffeln I" der Jo-

hanniter Quelle H. und E. Kropf, Verwaltungs- und Beteiligungs-

gesellschaft Kassel.  

Landschaftsplan Keine 

Abfallrecht  Keine 
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Immissionsschutzrecht  Keine 

 Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen  

Bewertung Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Bezie-

hungen zwischen den oben genannten Schutzgütern, innerhalb 

von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von landschaft-

lichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden 

Betroffenheit durch Projektwirkungen von entscheidungserhebli-

cher Bedeutung sind. Bestehende Wechselwirkungen w erden im 

Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrieben. 

Dieser Vorgehensweise liegt ein Umweltbegri ff zugrunde, der die 

Umwelt nicht als Summe der einzelnen Schutzgüter, sondern 

ganzheitlich versteht.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der Lage des Plan-

gebietes, der Größe, der umliegenden Habitate und Nutzungs-

strukturen sowie der vorgesehenen Vermeidungs - und Minimie-

rungsmaßnahmen nicht zu erwarten.  

 

Wirkungsgefüge 

Wirkfaktor 

► 

Mensch Tiere / 

Pflanzen 

Boden Wasser  Klima / Luft  Landschaft  Kultur / 

Sachgü-

ter Wirkt auf ▼  

Mensch   Artenvielfalt, öko-

logische Struktu-

ren verbessern die 

Erholungsfunktion 

--- --- Einfluss auf 

Siedlungsklima 

und Wohlbefin-

den des Men-

schen 

Landschaft 

dient als Erho-

lungsraum 

--- 

Tiere u.  

Pflanzen  

Störung durch 

Personen 

Einfluss der Vege-

tation auf die 

Tierwelt 

Boden als Le-

bensraum  

Einfluss Boden-

wasserhaushalt 

auf die Vegeta-

tion 

Beeinflusst 

Standortfakto-

ren für Vegeta-

tion 

Vernetzung von 

Lebensräumen 

--- 

Boden Veränderung 

durch Verdich-

tung, Versiege-

lung  

Zusammenset-

zung der Bodenor-

ganismen wirkt 

sich auf die Bo-

dengenese aus 

 Einfluss auf die 

Bodenentwick-

lung 

Einfluss auf Bo-

denentstehung, 

Verwitterung  

--- --- 

Wasser  Gefahr durch 

Schadstoffeintrag 

Vegetation erhöht 

Wasserspeicher- 

und -filterfähig-

keit 

Schadstofffilter 

und -puffer, 

Einfluss auf die 

Grundwasser-

neubildung 

 Einfluss auf 

Grundwasser-

neubildungs-

rate 

--- --- 

Klima und 

Luft  

Veränderung der 

Lufthygiene, Luft-

bahnen und Wär-

meabstrahlung  

Steigerung der 

Kaltluftprodukti-

vität, Verduns-

tungskühlung 

Speicherung 

von Wasser, 

Verdunstungs-

kühlung  

Verdunstungs-

kühlung 

 Einflussfaktor 

bei Ausbildung 

des Mikrokli-

mas 

--- 

Landschaft  Kulturlandschaft 

(anthropogen ver-

ändert) 

Arten- und Struk-

turreichtum als 

Charakteristikum  

--- --- Beeinflusst 

Standortfakto-

ren für Vegeta-

tion 

 --- 

Kultur u.  

Sachgüter 

Kulturgüter sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Sachgüter werden über die Schutzgüter Boden sowie Pflanzen und 

Tiere abgehandelt 
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6 Auswirkungen der Planung 

 Soziale Auswirkungen 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen sozialen Auswirkungen 

zu erwarten. 

 Stadtplanerische Auswirkungen 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen stadtplanerischen Aus-

wirkungen zu erwarten.  

Die bestehende Siedlungsstruktur wird durch den Bebauungsplan in Form einer Einfamilien-

hausbebauung ergänzt.  

 Infrastrukturelle Auswirkungen  

 Technische Infrastruktur 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine  nachteiligen infrastrukturellen Auswir-

kungen auf die technische Infrastruktur zu erwarten.  

 Soziale Infrastruktur 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine  nachteiligen Auswirkungen auf die 

soziale Infrastruktur sind nicht zu erwarten.  

 Verkehrliche Infrastruktur  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes sind keine  nachteiligen Auswirkungen auf die 

verkehrliche Infrastruktur sind ebenfalls nicht zu erwarten.  

 Umweltrelevante Auswirkungen 

Schutzgut Prognostizierte Umweltauswirkungen Erheblichkeit  

Boden • Verlust von Bodenfunktionen durch Teil- und Voll-

versiegelungen 

• keine schutzwürdigen Böden betroffen  

 

☐ 
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Fläche • Geringe Auswirkgen, da  geringe Größe und Flächen 

im Anschluss an die bebaute Ortslage 

 

☐ 

Wasser • Erhöhung des Oberflächenabflusses  

• potentielle Beeinträchtigung der Grundwasserneu-

bildungsrate sowie auch der Qualität des Boden- 

und Grundwasserhaushalts aufgrund der Reduktion 

der Bodenfilterfläche. 

 

☐ 

Klima und Luft  • keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.  

 

☐ 

Landschaftsbild  • die kleinflächigen Änderungen ergeben im An-

schluss an den bebauten Raum keine erheblichen 

Auswirkungen auf den Landschaftsraum.  

 

☐ 

Menschen, seine  

Gesundheit und die  

Bevölkerung insgesamt  

• vorgeschriebene Grenz- und Orient ierungswerte 

können eingehalten werden  

 

☐ 

Pflanzen, Tiere 

Biologische Vielfalt  

• anlagenbedingter Verlust einer Wiesenfläche  

• anlagenbedingter Verlust von Lebensraumstruktu-

ren 

• gleichwertige Ausweichmöglichkeiten  

 

☐ 

Kulturelles Erbe • keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.  

 

☐ 

Wechselwirkungen • keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.  

 

☐ 

☒ erheblich ☐ nicht erheblich 
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7 Sonstige Inhalte 

 Flächenbilanz 

Teilfläche  

Nutzung Fläche in m² 

Flurstück 44 Allgemeines Wohngebiet  2.082,4  

Flurstück 44 Öffentliche Verkehrsfläche 5,2 

   

Flurstück 45 Allgemeines Wohngebiet  2.283,4  

Flurstück 45 Öffentliche Verkehrsfläche 638,9 

   

Flurstück 46 Allgemeines Wohngebiet  1.444,0 

   

Flurstück 66/6 (tlw.)  Öffentliche Verkehrsfläche 632,0 

 Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung  181,9 

   

Gesamt nach Nutzungen Allgemeines Wohngebiet  5.809,8 

 Öffentliche Verkehrsfläche 1.276,1  

 Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung  181,9 

   

Gesamtfläche  7.267,8 
 

 

 

Durch den Bebauungsplan wird eine Grundfläche von maximal 4.762 Quadratmeter Fläche in 

Anspruch genommen (5.810 [WA] x 0,4 [GRZ] + 5.810 [WA] x 0,2 [zul.  Überschreitung  der GRZ] + 1.276 [ÖV]).  

 Kosten 

Der Gemeinde Calden entstehen durch die Erschließung des Wohngebietes keine kurzfristigen 

Kosten. Die Erweiterung der Kanalisation, der Wasserversorgung und der Straßenverkehrsflä-

che wird durch einen Erschließungsträger ausgeführt. Daher trägt der Erschließungsträger alle 

Kosten, die im Zusammenhang des Bauleitplanverfahrens sowie der technischen Erschließung 

entstehen. Hierfür wird ein städtebaulicher Vertrag mit dem Grundstücks- bzw. Erschließungs-

träger abgeschlossen. Die öffentliche Straßenverkehrsfläche geht nach Bauausführung in ge-

meindliches Eigentum über. 

 Verfahrensablauf 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b Bauge-

setzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November  2017 (BGBl. I S. 3634), das 

zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert wor-

den ist, aufgestellt.  

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden hat in ihrer Sitzung am 12.12.2019 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 6 „Teichfeld“, Ortsteil Westuffeln beschlossen.  
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